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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 10 EG 11/13 B 
 
L 11 EG 4232/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 1 EG 4058/09 (SG Heilbronn) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Landeskreditbank Baden-Württemberg - Förderbank, 
Schloßplatz 10/12, 76113 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 4. März 2013 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 4.3.2013 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf höheres Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 

(BEEG) verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin 

beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie rügt Verletzungen von Verfas-

sungs- und Bundesrecht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). In der Beschwer-

debegründung muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Ent-

scheidung, von der das Urteil (hier der Beschluss) des LSG abweicht, oder der Verfahrensman-

gel bezeichnet werden (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Diesen Kriterien hat die Klägerin nicht hinreichend Rechnung getragen. Sie beschränkt sich im 

Wesentlichen darauf, ihre eigene Auffassung zur Entscheidung des Falles vorzutragen und die 

Begründung des LSG kritisch zu würdigen. Soweit sie Verletzungen des Grundgesetzes und des 

BEEG geltend macht, hat sie damit keinen Revisionszulassungsgrund bezeichnet. Es ist näm-

lich nicht zulässiger Gegenstand einer Nichtzulassungsbeschwerde, ob das LSG richtig ent-

schieden hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG ohne 

Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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